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ßıg dıe Kommentare VO Andrew Greeley veréffentli- Kommentar, einschließlich der Schlußbemerkung, Z-
chen. In eiınem Kommentar bezichtigte den Vorsıitzen- dem veröftentlicht.
den der amerikanıschen Bischofskonferenz un einen Der Jesuıtenpater Joseph O’Hare, Chefredakteur der
weılteren promiınenten Bischof, kritiklos römischen An- angesehenen Monatszeıtschrift „Amerıca” un Vor-
ordnungen gehorchen, ihnen ohne Wıderspruch standsmıtglıed der CPA hat 1mM Junı ın einem Festvortrag
folgen un Rom manchmal wıder besseres Wıssen VCI- VOT dem katholischen Büchereiverband iın New ork
teidıgen. In einem anderen scharten Angriff auf die Hal- terstrichen, da{fß die katholische Presse ın den USA heute
tung der Kırche 1n Fragen der Sıttliıchkeit schrieb Greeley ın der Behandlung kontroverser Themen aum behindert
ZzZu Schlufß folgende Anmerkung: „Ich bın mIır bewußt, werde. Heute lıege dıe Geftahr nıcht In einer Zensur VO
dafß Jjetzt wıeder viele u  9 brave Katholiken sıch außen, sondern höchstens ıIn eiıner „inneren Selbstzensur“
mich wenden un mich der Irrlehren bezichtigen werden. der Verleger un Redakteure. Als Vorbild fur freıe Be-
Ich rechne auch damıt, da{fß einıge tradıtionelle Kırchen- handlung aller Probleme annte ()’Hare Johannes
zeıtungen diesen meınen Kommentar nıcht abdrucken Paul Il Er stelle kontroverse Themen offen dar, übe aber
werden. Das ändert aber nıchts der Rıchtigkeit meıner n1ı€e moralischen Zwang oder Einschüchterung 0NI

Argumente. ” Dıie meısten Kırchenzeitungen haben diesen Ferdinand Oertel

IntervIew

Sozlalpolrtik zur en gezwungen?
Fın espräc muıt Professor OIS Öberhauser

Sei:tdem die öffentlichen Haushalte ınfolge der hohen Staats- noch einıge Bereiche, INa  —_ VO  S Unzulänglichkeiten
verschuldung bei noch zunehmend rezessiven Rahmenbedin- un Mißverhältnissen sprechen ann
gZguNngen einer Sparpolitik EZWUNGgEN sind, gılt e$ Sınd LUr Unzulänglıchkeıiten, oder g1ibtals selbstverständlich, daß ım Bereich der soz1alen Leistungs-
;ysteme nıcht nNUY punktuell Leistungen verringert werden, des dicht geknüpften sozıalen Netzes noch beträchtlich

viel Notstände un auch verteiılungspolıtische Unausge-sondern strukturelle Veränderungen ınnerhalb des „soz1alen glichenheiten? Jetzt, ans Sparen geht, denken dieNetzes“ mıt langfristiger Wıirkung VOTZENOMMEN zwerden
MUSSeN. Darüber sprachen 2017 miıt Alois Oberhauser, Profes- meısten ohl eher den Bezieher kumulierter Kenten,

VErSCSSCN darüber aber dıe Wıtwe mıt einer Rente VOsor für Volkswirtschaft und Finanzwissenschaft der [Jnı-
wersitdt Freiburg. Professor Oberhauser ıst Mitglied der ım 600 Darüber hınaus x1ıbt sıcher auch noch vertel-

lungspolitische Benachteıiligung z.B 1m Famıilıenlasten-Interview mehrfach erwähnten, DOoNn der Bundesregierung ausgleich .eingesetzten Transfer-Enquete-Kommission und Mitglied des
wissenschaftlichen Beirats beim Bundesministerium der Fı- Oberhauser: Zu den Bereichen, 1n denen WITr iıne uUuNzZUu-
ANnzZen. Dıie Fragen stellte Seeber länglıche Sıcherung haben, gehören VOT allem ZzWeI: e1IN-

Herr Professor Oberhauser, nach einer Umfirage des mal dıe Alterssiıcherung der Frau, die durch dıe e-

Hamburger Sample-Institutes sınd 510 Prozent der Bun- hende Reform für das Jahr 985 IICUu geregelt werden soll,;
desbürger der Meınung, die sozıalstaatlıchen Leistungen un zweıtens die Absıiıcherung 1m Pflegeftall. Diese beiden
der Bundesrepublık se]en ausreichend. Nur 15 Prozent Bereiche bedürten noch eıner grundlegenden Neugestal-
konstatierten eın Zuwenıig, während iımmerhın eın Drittel tung Ansonsten haben WIr ın einıgen Punkten noch S1-
meınte, geschehe bereıts des Guten zuviıel. Schlägt sıch cherungslücken, dıe aber 1m allgemeınen nıcht besonders

bedeutsam sınd un ausgeschaltet werden könnten. Dage-In der Volksmeinung nunmehr nıeder, dafß das Optimum
oder jedenfalls das Leistbare erreicht oder bereıits über- SCHhH 1St das vielfach 1n der Diskussion Problem
schritten 1St? der Kumulation nıcht sehr graviıerend, denn in den

meısten Fällen, In denen Kumulatiıonen vorliegen, bedarfOberhauser: Im großen und gaNzZCN wırd INa  z ohl 6S dieser Kumulatıon, iıne ausreichende Sıcherungkönnen, dafß das sozıale Leistungssystem In der Bundesre- herbeizuführen.
publık recht gut ausgebaut 1St un die sozıalen Rıisıken
weıtgehend abgesichert sınd. Es g1bt allerdings immer ber g1ıbt auch Fälle, ich annn miıch Jjetzt nıcht auf
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eıne teste Zahl einlassen, Renteneinkommen beacht- Rolle, denn wäare steuerpolıtisch gesehen ungerecht,
ıch ber dem etzten Eiınkommen als Erwerbstätiger lıe- wWenn eın Lediger un eın Familienvater mıt dreı Kindern
SCH beı gleichem Einkommen den. gleichen Steuerbetrag
Oberhauser: Es gibt solche Fälle, zu eıl gewiß auch ın zahlen hätten. Dıiıe horizontale Gerechtigkeit würde auf

jeden Fall verletzt. Deswegen würde ich es ablehnen, dieOrm VO  —_ umulatıonen. Sıe stellen iıne Systemverfeh- Kindergeldzahlungen In den oberen Einkommensschich-lung oder besser gESART iıne Zielverfehlung dar, die INa  —_
ten streichen oder kürzen. Sozıalpolitisch kann INa  -möglıchst ausschalten sollte. Im Rahmen der TIranster-

Enquete-Kommıissıon haben WIr iıne Möglıichkeıit aufge- eLtwAas befürworten, aber n Gesichtspunkten der

zeıgt, Ww1€e INan eın System gestalten kann, das nahezu Steuergerechtigkeit nıcht.
ohne Kumulationen auskommt. Der Grundgedanke ISt, Wäre dann aber eın entsprechender Abzug VO der
daß Ansprüche gegenüber einem eıl des Leıistungssy- Steuerschuld anstelle des Kındergeldes nıcht sınnvoller?

In andere Teıle des Leistungssystems übertragen Oberhauser: In der Tat ware N Sökonomisch un polıtischwerden. sınnvoll, Wenn diıe Kindergeldzahlungen als Abzugsbe-
trage VO  — der Steuerschuld gestaltet würden. Be1 denjen1-
SCH, die wenıg der keıine Steuer zahlen haben, mülfsten„Die Dynamıisiıerung des Kındergeldes negatıve Beträge dann entsprechend ausgezahlt werden.

wurde IC bejahe  44 Welche Vorteıle versprechen S1e sıch davon?
Vielleicht sollten WITr hıer nıcht LLUTr VO  —; den Renten

Oberhauser: Der ökonomische Vorteıl läge darın, da{fßsprechen, sondern den Famıilienlastenausgleich nıcht
übersehen. och klıingen Forderungen 4AUS dem kirchli- INan mehrere ausend Beamte einsparen könnte, WEeNnNn die

famılıenbezogenen Leistungen In die Besteuerung einge-chen WI1eEe 4A4US dem polıtıschen Raum 1m hr, dıe VO Er-
baut würden.ziehungsgeld über die Dynamısıerung des Kındergeldes

bıs ZUuU Famıilıensplitting reichen. Jetzt sollten aber SC- Und WAarum wırd dieser eintachere Weg nıcht be-
rade beim Kindergeld, un: ZWar beim Zweıt- un Drıitt- schritten?
kınd bıs Miılliarden, das sınd immerhiın meh;‘ als 10 Oberhauser: Dıeser und für sıch sinnvolle Weg 1Sst be]Prozent des Kindergeldaufkommens, gekürzt
werden. Wıe geht das zusammen ” der rüheren Retorm nNnu  an deswegen nıcht WOT-

den, weıl sıch die Länder aus eın tiskalischen un egO1St1-
Oberhauser: Es hängt natürlıch VO  > der gesellschaflichen schen Gründen dagegen hatten, eın solches Ver-
Bewertung der Famliılıie ab, inwıeweılt oder In welcher tahren akzeptieren. Aus ihrer Sıcht haben sı1e sıch mıt
öhe INa  } Kıindergeld oder sonstige tamılıenbezogene Geschick dagegen gewehrt, den Kındergeldzahlungen
Leistungen gewähren möchte. Dıie Erhöhungen des Kın- beteıligt werden. Be1 eıner Verrechnung mıt der
dergeldes ıIn den VEITSANSCHNCH Jahren zeıgen Ja eigentlıch, Steuerschuld wären die Länder automatıisch beteıligt, da
dafß WIr auf diesem Gebiet einen Nachholbedarf hatten Ja rund die Hältte des Einkommensteuerautkommens den

Ländern zufällt, die andere Hältte dem Bund, WeCeNn WIrOswald VO  — Nell-Breuning sprach erst dieser Tage den Anteıl der Gemeinden eiınmal beiseıte lassen.wıeder VO der Bundesrepublik als famılienpolıtischem
Schlußlicht In Europa ıbt VO  e den Kinderreichen abgesehen nıcht
Oberhauser: Aus seıner un meıner Sıcht würde ich das In auch noch beträchrtlich viele Nortrfälle ıIn Niıedriglohngrup-
eiınem gewıssen Umfang für zutretffend halten. Dıie Dy- pen? In diesen Tagen geht Ja der Fall des Polizei-Haupt-
namısıerung des Kindergeldes würde ich bejahen. Es sollte wachtmeisters durch die Presse, der aufgrund der Eınspa-

rTruNsSCcCh 1mM öffentlichen Dıiıenst bzw bei Beamten (Ver-eigentlich selbstverständlich se1n, dafß zumındest die reale
Kauftkraft des Kındergeldes erhalten bleibt. Zur rage der schiebung der Erhöhung der Beamtenbesoldung dreı

Monate, Anhebung der Dienstalterstufen VO Z7WEe] aufMiınderung der Kındergeldleistungen, dıe derzeıt in der
Diskussion ISt; möchte ich anmerken, da{fß iın diesen ber- dreı Jahre) mıt seinem Einkommen unter die Ööhe des
legungen meIılst eın Aspekt unberücksichtigt leibt, nam- Sozıualhıiltesatzes fallt Ist das eın konstruljertes Problem,

oder halten Sıe 65 für echt?ıch da{fß das Kındergeld nıcht 980858 ine sozlalpolıtıische
Ma{fßnahme ISt, sondern zugleich auch dazu dıent, die SC Oberhauser: Auf diese Detailfrage ann ich keine SCNAUCrıngere steuerliche Leistungsfähigkeit der Famılien mıt AÄAntwort geben. Ich halte aber für unwahrscheinlıch,Kındern 1m Vergleıch den Ledigen un den Famılıen daß eın beım Staat aktıv Beschäftigter die Sozıalhıil-ohne Kınder berücksichtigen. fesätze fallt Denkbar ware be1 Alleinverdienern mıt

Das 1St steuertechnısch sıcher nıcht bestreıten. sehr vielen Kındern, aber gerade angesichts der famılien-
ber spielt die Mınderung der steuerlichen Leistungskraft bezogenen Leistungen be1 den Staatsbediensteten halte
bei Famılıen mıt Kındern beı hohen Einkommen real noch ich auch das für ziemlıch ausgeschlossen.
eiıne Rolle?

Steckt aber hinter diesem Fall nıcht das recht Verwik;
Oberhauser: Natürlich spielt S1e auch dort noch ine kelte Problem, das spezıell ın der CD  S VOrTr Jahren
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dem Stichwort der „Neuen Sozıalen Frage” diskutiert vielleicht auf 50 bıs 7A0 Miılliarden Sozialprodukt Jahr
wurde: die Exıstenz VO  —; dreı Miıllionen Armen, die auch für JahrCn der Unterbeschäftigung verzıchten mussen
1mM Wohltahrtsstaat Bundesrepublık den Sozaualhilte- un da{f daraus beım heute gegebenen Staatsanteıl alleın
Satz tallen. Sınd also Niedrigeinkommen Armeneınkom- 20 bıs A Millıarden dem Staat zufließen würden,
IMCN, oder sınd die Sozialhilfesätze hoch? dann erg1ıbt sıch daraus, da{fß WITr mıt unserem sozialpolıti-
Oberhauser: Wenn IMNa  — 1Ur den Sozıualhilfesatz und nıcht schen Leistungsvermögen sehr viel besser gestellt wären,

Wenn WIr diese konjunkturellen Probleme nıcht hätten.zusätzliche Krıiterien zugrunde legt, g1bt CS, WI1€e dıe Das 1St aber NUu  —_ die ıne Seılte. Das zweıte Problem, un
NeUeETEN Untersuchungen der Transter-Enqu&te-Kom- das spricht auch ine Ihrer Fragen A hängtm1ssıon zeıgen, eınen recht geringen Prozentsatz echter
Armut Nur dadurch, da{fß INa  — zusätzliche Antorderun- mıt den demographischen Verschiebungen, die WIr für die

Zukunft erwarten haben Allerdings werden diese de-
SCnHh mitaufgenommen hat, annn INan Berechnungen auf-
stellen, dıe eiınen wesentlichen eıl der Bevölkerung mographiıschen Veränderungen ıIn orm einer erheblichen

Zunahme der Zahl der äalteren Menschen 1m Verhältnisdie Armutsgrenze tallen lassen. Dieses 1St aber eın 1em-
ıch problematisches Vorgehen. der Bevölkerung 1mM erwerbsfähigen Alter eigentlich erst

1m nächsten Jahrhundert VO  - gravierender Bedeutung
se1n. Für uUuNnsere Generatıon bedeutet das, daß WIr u-„Die nettolohnbezogene ente chen müssen, bereıts Jjetzt das sozıale Leistungssystementspricht Urcnaus den konstruleren, dafß WITr diese zukünftige NtwWwI1I_cklungursprunglichen Zielen“ mıtberücksıchtigen.

Wenn gegenwärtig VO  —_ einer Krise der sozıalen Le1i- Sıe SapcNh, konstruleren, da dıe künftige Ent-
StungsSSYStemMe gesprochen wiırd, dann werden neben noch wicklung berücksichtigt werden annn Wıe soll aber ine
bestehenden Lücken VOT allem vier Faktoren ZYENANNEL: der solche Konstruktion aussehen, WEeNnNn INan errechnet, da{fß
durch Staatsverschuldung un Rezession entstandene beıi Beibehaltung des gegenwärtigen Leistungsn1iveaus bıs
Sparzwang der öffentlichen Haushalte, das Problem eıner ZU Jahre 2030 der Anteıl der Sozıalversicherungsbei-
sıch auch psychologisch auf die Wıirtschaft negatıv 4a4US- trage alleıin für dıe Rentenversicherung bıs 35 Prozent
wırkenden Überversorgung In nıcht wenıgen Bereichen, des Bruttolohnes steıgen würde”?
die stärker werdende Belastung der erwerbstätigen Bevöl- Oberhauser: Man ann dem beispielsweiıse dadurch SEC-kerung aufgrund der Bevölkerungsentwicklung un genwirken, da{fß INa  — VO  — der bisherigen bruttolohnbezo-schließlich ZzUuU eıl 1m Zusammenhang mıt dem Problem

M  n Rente ZUr nettolohnbezogenen Rente, also eınerder Überversorgung, Zu eıl unabhängıg davon das Orm der Nettoanpassung, übergeht. Das entsprichtAusufern VO Soz1jalbürokratıien. Wo müfste angesıichts durchaus den ursprünglıchen Zielen unserer Alters- undieser Sachlage ine langfristig tragbare Revısıon NSeL- Invalıdıtätssıcherung. Es WAar immer Ur daran gedacht,zen” dafß die alten un invalıden Menschen einen Anteıl behal-
Oberhauser: Eigentlich müfßten alle vier VO Ihnen C ten dem Lebensstand, den inzwischen dıe Erwerbstäti-
nannten Aspekte berücksichtigt werden. Man mufß sıch SCH erreicht haben Das 1St das Ziel der Dynamısıerung.
zunächst einmal darüber 1m klaren se1n, W as Sozıalpolıtik Wenn 1U  —_ aber das Realeinkommen der Erwerbstätigen
eigentlich bedeutet. Letztlich läuft S1e darauf hinaus, da{fß SCH der überhöhten Abgabenquote langsamer ste1gt, 1St
Teıle des volkswirtschaftlichen Eınkommens, Teıle des völlıg inkonsequent, beı der bisherigen Bruttoorijentie-
Sozlialprodukts 1n der jeweılıgen Periode umverteılt WeTl- rung der Renten bleıben. Das heiflßt konkret, WIr müfß-
den Zugunsten derjenigen, die Sozıalleistungen erhalten. ten auf der einen Seılite eıne Orientierung der Entwick-
Sozıialpolıtik 1St mıthın leichter, Je höher das Sozıal- lung der Nettoeinkommen der Erwerbstätigen vorneh-
produkt 1St un Je schneller c wächst. Das hat sıch ın der MECN, un WIr müfiten auf der anderen Seıte sehr wahr-
Vergangenheıit gezeıigt, ın der die starken Steigerungen scheinlich auch eıner Besteuerung der Renten überge-
des Sozlalprodukts großzügige Retormen un Leistungen hen, In vıel stärkerem Maße, als das in der derzeıtigen
möglıch gemacht haben Dıiıe Probleme, beı denen WIr 1N- rudımentären orm der Fall ISt. Dabeı könnte der Über-
zwıischen gelandet sınd, lassen sıch 1im wesentlichen dar- SanNng ZUr Besteuerung ziemlich neutral gestaltet werden.
auf zurückführen, da{fß WITr 65 nıcht mehr schaffen, Vollbe- Sıe meılnen Nettoanpassung un Besteuerung” Bıs-schäftigung un eın wachsendes Sozilalprodukt aufrecht- her WAalr lediglich VO  —; Besteuerung un Krankenkassen-zuerhalten. beitrag als einer Annäherung dıe Nettorente oder ein-

Es handelt sıch dabei aber sıcher nıcht blo{fß eın fach VO Nettoanpassung die ede
konjunkturelles Problem, sondern eın strukturelles un Oberhauser: Das 1Sst eın esonderes Problem. Wenn WIrdeswegen eın Dauerproblem . Nnu  _ dıe Besteuerung der Renten betrachten, muUussen WIr
Oberhauser: Es 1St zunächst eiınmal auch eın konjunktu- sehen, da{fß hıer eın Systemfehler vorliegt. Bezogen auf
relles Problem. Wenn S1e davon ausgehen, da{fßs WIral das bisherige Nettoeinkommen, erhalten heute dıie Rent-
wärtig eıne nıcht unerhebliche Unterauslastung unserer ner in den oberen Einkommensschichten mehr als die
potentiellen Produktionsmöglichkeiten haben, da{fs WITr Rentner ın den unfiferen Eınkommensschichten, weıl in
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den oberen Einkommensschichten Nettoeinkommen 1mM auskommen müssen. Aus diesem Problem 1St NUur schwer
Verhältnis ZU Bruttoeinkommen Ja nıedriger 1St als in herauszukommen.
den unteren Einkommensschichten. Das 1St aber nıe das
Zıel der Rentenretorm SCWESICNH. Man wollte vielmehr für ber Ina  >} wırd aus der gegenseıltigen Selbstbedie-

NUunNngs erauskommen mussen. Wo sehen S1e Ansätze”?alle Rentner be] gleichen prozentualen Rentenansprüchen
eın mehr oder wenıger konstantes Verhältnis ZzUuU ısher1- Oberhauser: Man wırd wahrscheinlich Zzwel Ansätze wäh-
SCH Lebensstandard. Das wırd durch die Freistellung der len mUussen. Eınmal scheint angebracht se1n, ın el-
Renten VO  e der Besteuerung aber nıcht erreicht. Wır ha- 11CcC gewıssen Umfang das Interesse der Inanspruch-
ben also hıer iıne ırekte Ungerechtigkeıt 1m System. nahme VO Leistungen 1m Krankheitstall mındern,
Man hat dies übersehen, als das System geschaffen wurde. iıne SEWISSE Belastung dem Kranken selbst UZUmMuUu-

Genügt angesichts der Bevölkerungsentwicklung Le  3 Dıie Rezeptgebühr, die erhöht werden soll, geht 1n
diese Rıichtung. Dıie Einführung eınes Karenztages oderwährend der nächsten fünfzıg Jahre iıne Nettoanpassung,

oder mussen dieser noch wesentlich höhere Beıtrags- eınes halben Karenztages wäre ebentalls iıne Möglıch-
eıt

satze un ıne beträchtliche Wiıederanhebung des Staats-
zuschusses tortdauernder hoher Staatsverschuldung Dies sel, der SPD-Sozıalexperte Glombigkommen? Es wırd Ja se1ın, dafß bereıits 1mM Jahr 2000 auft Eerst Jüngst, Sozialdemokraten ebensowenI1g zumutbar WI1e€E
100 Erwerbstätige EtLW. 90 Rentenbezieher treitfen, wäh- Kürzungen beim Arbeıtslosengeld. Wohlgemerkt,
rend 950 das Verhältnis zwıschen beiden Gruppen noch Sozıaldemokraten, nıcht Versicherte

WAar.
Oberhauser: der Karenztag 1Sst zunächst eiınmal ineOberhauser: Man wırd Begınn des nächsten Jahrhun-

derts ohl n  u überlegen mUüssen, WI1e€e INa  —_ dıe ZUSAätz- Entlastung der Unternehmen, dıe Ja dıe Lohnfortzahlung
zahlen haben Auf der anderen Seıte würde damıtıch auf dıe Gesellschaft zukommenden Lasten des höhe- ıne mißbräuchliche Inanspruchnahme, die WIr nıcht ganz

IMS  —_ Anteıls der alten Menschen 1m Verhältnis dem der abstreıiten können, zumındest iın einem gewıssen UmfangErwerbstätigen zwıschen diesen auf der einen un den beseıitigt. Dieser Karenztag müßte dann allerdings nıcht
Rentnern auf der anderen Seıte verteılt. Man wırd

1U  —_ für Arbeiter gelten, sondern SECENAUSO für Angestellteine SEeWIlSSE Erhöhung der Beıtragssätze auf keinen Fall un Beamte. Für dıe Selbständiıgen gılt 1M Regelfallherumkommen. Man sollte auch den Staatsanteıl, der iın wIeSO. Denn WECNN s1e krank sınd, erbringen S1€e geringereden ETrSANSCNCN Jahren ständıg gesunken 1St un mıt dem Leistungen un haben dann ın vielen Fällen auch eın SCc-
INa  = immer wıeder manıpulıert hat, 1ın eın festes Verhält-
N1S den Rentenausgaben setizen un iıh auch wıeder rıngeres Einkommen. Infolgedessen scheint N mIır durch-

4US$S zumutbar se1ın, 1er anzuSsetzen, das, W as INa  —anheben. Man wırd aber auch iıne relatıv geringere Ste1l-
SCIUNg der Renten 1n eınem gewlssen Umftfang hiınnehmen häufig als Krankteiern bezeichnet, stärker In Grenzen

halten.
muüssen.

ber gerade 1m Gesundheiéswesen wiıird nıcht 1Ur

über Mißbrauch 1m Krankheıtsfall, sondern auch über
„Eine gewIisse Belastung den Kranken Überversorgung geklagt, da{fß jemand ZUTLr eıt seınes
selbst zumuten“” Krankseıins dem Strich über mehr Einkommen VeLr-

fügt als ın gesunden Tagen?..Dıie Schwierigkeiten sınd be1 allen sozıalen Sıche-
rungssystemen gewachsen In der Krankenversicherung Oberhauser: Es ann In der Tat nıcht Sınn einer Absıche-
nıcht wenıger als In der Rentenfinanzıierung. Sınd aber die rungs 1m Krankheitsftall se1n, da{fß INan davon einkommens-
gegenwärtig geplanten Mafßnahmen un Vorschläge ZUuUr mäfßıig Vorteiıle hat Dabe! 1St beachten, dafß INla  —_ 1m
Kosteneindämmung 1mM Gesundheıitswesen, z. B dıe des Krankheitsfall häufig Ausgaben Hıer 1St VOT allem
Entwurts einem weıteren Kostendämpfungsgesetz des dıe kostenlose Inanspruchnahme VO Kuren die
Miınısters Ehrenberg oder dıe Jüngsten Sparvorschläge Lupe nehmen, da bei Kuren das Eiınkommen Ja voll
des Instituts Finanzen un Steuern in Bonn, viel mehr als weıterläuft und beı voller Übernahme der Kosten eın
der bekannte Tropfen auf den heilßen Steıin ” Wıe soll da Eiınkommensvorteil herauspringt. Das mu{fß abgebaut WeTr-

konzeptionell verfahren werden, einschneıdendere den
Kostenbegrenzungen auf Dauer erreichen?

Wären da nıcht auch noch andere Gesichtspunkte
Oberhauser: Dıie Krankenversicherung 1St gegenwärtig 1N- heranzuziehen? Ihr Kollege Külp hat in einem Buch,
nerhalb der sozıalen Leistungssysteme das schwierigste dem Sıe gemeınsam beteiligt N, darauf hıingewilesen,
Problem. Das hängt damıt ZUSaAMMEN, dafß über die öhe dafß INan, wWenn INa  $ beı der Konzeption der Krankenver-
der antallenden Kosten eigentlich der entscheıdet, der sıcherung als eıner Rısıkogemeinschaft bleibe, „Alltags-
gleichzeitig das Angebot ärztlichen Leistungen CI- krankheiten“ durchaus der Eıgenleistung der Versicher-
bringt, nämlıich der Arzt Infolgedessen haben WIr 1n die- ten überlassen könne. Külp spricht ın dem Zusammen-
SC Bereich dıe Sıtuatlon, dafß WITr ohne Interessengegen- hang auch die Vorsorgemedizın d da Vorsorgeuntersu-

zwıischen der Angebots- un: der Nachfrageseite chungen Ja nıcht Risiıkobestandteil selen.
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Oberhauser: Generell würde ich nıcht sSOWeılt gehen, denn Oberhauser: Gesamtwirtschaftlich würde sıch daraus
Vorsorgemafßnahmen sınd Umständen sehr sınn- keine direkte Entlastung, ohl aber ıne Umstrukturie-
voll; weıl S1eE weıt höhere Kosten durch Krankheiten VCI- rung der Finanzıerung ergebeq.meıden helten un infolgedessen die Versichertengemein- uch Steuerpolıitıik, Herr Protessor Oberhauser, 1Stschaft nıcht ohne weıteres belasten. Ahnliches ann auch
für dıe Alltagskrankheıiten gelten, denn WEeNN INa  — S1e immer eın Stück Sozıalpolitik. Nun soll ZWAar beım Kın-

dergeld gyESPaAIT werden, aber VO  —; eıner Modifizıerung desnıcht kurılert, können daraus gravierendere Krankheiten
erwachsen. Mır scheint siınnvoller se1ın, mıt eıner g-

steuerlich recht verlustreichen Ehegattensplittings hat
Rer der Vorsitzenden des Finanzausschusses, Tau Mat-wıssen Beteiliıgung operleren, dıe INa  —_ Umstän-

den be]l wiırklich ernsteren un länger dauernden Ka thäus, kaum jemand gesprochen. Da aber ımmer mehr
heiten reduzieren könnte. Frauen, VOT allem 1im Fall VO Ehen ohne Kınder berufstä-

tig werden, 1St das eigentlıch nıcht recht einzusehen.
Wırkt das Ehegattensplitting, WI1€e biısher praktizıiert„Überlegen, ob Inman dıe Famlılıe nıICc wırd, nıcht ungerecht gegenüber Ledigen un amı-

stärker anımıeren kann“ 1en mıt Kindern?
Sıe haben vorhın den Begriff der Armut ELWAS Oberhauser: Das letzte würde ich nıcht bejahen, denn

entmythologisieren versucht. Nun tallt auf, da{ß 1m Be- durch das Ehegattensplitting werden Ja gerade auch die
reich der Sozıalhıiılfe, VO einzelnen Opposıtionspoliti- Fälle berücksichtigt, In denen die Trau nıcht berufstätig
ern abgesehen, nıemand VO Eınsparungen spricht. Da- ISt Und Wenn beıde Ehepartner berufstätig sınd, hat das
be]l sınd die Leistungen 1m Rahmen des Sozıalhiltegeset- Splitting 1m allgemeınen ohnehiın 1U  — eiınen geringen Ent-
ZECS, WenNnn ich richtig Orlentliert bın, zwıschen 960 und lastungseffekt. Seiıne Problematıik lıegt eigentlıch aut
979 immerhın das Zehnfache angestiegen, eın In e1l- derem Gebiet. Das Ehegattensplitting ISt Ja entstanden
E Land mıt gerade in dieser eıt noch gewachsenem aufgrund eiınes Urteıls des Bundesverfassungsgerichts Wi
Wohlstand eher eıgenartıges Phänomen. Kann dieser SCH der grundsätzlichen Gleichberechtigung der TAay
Komplex aus Sparmaßngthmen einfach ausgeschieden Man gylaubt, diesem Urteiıl NUur dadurch gerecht werden
werden? können, da{fß INa  Z das Famılieneinkommen auf beıde Ehe-

partner autteilt un dıe beıden Hältten des Familienein-Oberhauser: Neın, das darf nıcht. ber die Sozıialhilte
1St eine Hılte, dıe meı1st NUuUr In Notrfällen ın An- kommens dann der Besteuerung unterwirft. Dar-

auUus ergeben sıch Entlastungseffekte ın Abhängigkeıt VO  sspruch SC  II werden annn Dıie Steigerungsraten der mıiı1t steigenden Einkommen steigenden Steuerbela-der Sozualhiltfe gehen In erheblichem Umfang zurück auf Dıie Frage ISt; InWwW1Ieweılt entspricht dies der vermın-die zusätzlichen Ausgaben 1im Fall VO  — Pflegebedürftig- derten steuerlichen Leistungsfähigkeit, die eın Ehepaareıt Wır müuüssen eintach sehen, da{fß durch den medizını-
schen Fortschrıitt, aber auch durch die geringere Bereıt- gegenüber einem Ledigen mıt gleichem Gesamteinkom-

INenN hat Eın weıteres Problem des Ehegattensplittingsschaft der Famılıen, 1m Pflegefall Leistungen überneh-
IMNCN, dıe Ausgaben be] Pflegebedürftigkeit erheblich SC- hängt damıt ZUSamMmenN, da{fß WIr eın Splitting 11UT für Ehe-

gatten haben un: die Kınder dabei nıcht in adäquaterstıiegen sınd. Weiıse berücksichtigen
Wıe sollte dem gegengeESLEUEL werden”?

Oberhauser: Man könnte un sollte sıch überlegen, ob „Der große Vorteil unse€
Ina  >; nıcht, NUur eın Beıispıel nennen, dıe Famılıen Leistungssystems besteht darın, dafß
stärker auch finanzıell anımıeren annn s einkommensbezogen ıst  44

steuerlich? Wäre dann iıne Überleitung des Ehesplittings oder
Oberhauser: wenıger steuerlıch, wahrscheinlich eher eınes reduzierten b7zw moditizierten Ehesplittings in eın
durch Zuschüsse, die Pflegefalleistungen selbst über- kındertreundlicheres Famılıensplitting nıcht der vertel-
nehmen. Hıer bedart e wahrscheinlich eıner, W1e€e vorhın lungs- un ordnungspolitisch sauberste Weg?
bereıits erwähnt, eigenen Absıcherung für den Pflegefall.
Dazu xibt verschiedene Verftfahren. Wır haben 1n der Oberhauser: Das würde ich nıcht Wenn INa  e NUur

VO der Steuersystematık ausgehen wollte un NUur dieTranster-Enquete-Kommissıon diese Verfahren mıtelin-
ander verglichen un: sınd dem Ergebnıiıs gekommen, steuerpolıtischen Ziele berücksichtigen würde, dann Ja

ber be1 dem Kındergeld kommen Ja noch soz1ıal- un BC-dafß ohl günstigsten ISt, be1 Rentnern, die auf eın
normales Arbeıitsleben zurückgreıfen können, un: be1 sellschaftspolitische Zıele hinzu, dıe für das Ehegatten-

splıtting überhaupt keine Bedeutung haben Wenn INa  —_Mitversicherten mıt Zuschüssen ZUr Rente operleren. dıese Ziele besonders hoch gewichtet, un das un WIr 1mDiese könnten ın die Rentenversicherung eingebaut un allgemeınen, 1St e sınnvoller, eın Kındergeld gewährendamıt dem Versicherungsprinzıip unterworten werden. möglıchst ın der Orm der Abzugsfähigkeıit VO  —_ der
Das würde dann die Rentenversicherung zusätzlich Steuerschuld als einem Famıiliensplitting nach tran-

belasten. Ist deshalb ine solche Verlagerung sıinnvoll? zösıschem Muster überzugehen.
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FEın weıteres Gebıiet, auf dem INa  — mMIt Sparmadfsnah- duzıeren, W as dann kurzfristig vermıinderten Beıitrags-
mmMen bisher sehr vorsichtıg ISt, sınd die Bafög-Leistungen. einnahmen führen wiırd, langfristig verminderten Le1-
Wır haben aber 1m Augenblick iıne Überproduktion VO Stungen. Den Rest müfste I1a  —_ der Eıgenverantwortung
Studenten Hochschulen un Unıiversıitäten, auch ıne überantworten. ber INa  —; mufß sıch 1m klaren darüber
Überproduktion Abıturıienten. Wenn also der Staat, se1 se1ın, dafß das eın VWeg ISt, der UT sukzessive un langsam
es in Orm VO zınslosen Darlehen, se1l als Stipendıen, begangen werden ann Am ehesten ware e noch denk-
Ausbildungshilfen Schüler un Studenten gewährt, bar, dafß INa  —_ die Versicherungsgrenzen nıcht mehr iın vol-
dann wırd da dem Steuerzahler zZzu eıl EeLWAaS abgenom- lem Umftang mıt dem allgemeınen Lohn- un Einkom-
INCN, Was sıch sowohl volkswirtschafrtlich WwW1e€e auch in der mensanstıeg steıgen läßt, sondern vielleicht den Anstıeg
Exıstenz der Geftförderten Umständen durchaus aut die Rate des Preisanstiegs begrenzt un damıt die all-
SatıV auswirken kann, dann, WEeNN die akademische gemeıne Realeinkommenssteigerung nıcht mehr berück-
FEFxıstenz beım akademiısch-dıplomierten Straßenbahn- sıchtigt.
schattner endet. Wäre nıcht dıe Begrenzung VO Bafög-
Leistungen auf dıe wirklıch sozıal Bedürftigen Be-
rücksichtigung VO Auslese un Leistung eıne dringende „Die Beschränkung auf ıne
Notwendigkeıt un zugleich eın Schritt überzoge- Grundversorgung wurde IC fuür eınen
nNn€esS Anspruchsverhalten? alschen Weg halten“
Oberhauser: Hıer gyeht sıcher grundlegende bıl-

Sıe haben ZESAZT, 65 kommen dabei keine oder wen1gdungspolıtische Probleme. Man annn Bıldung sehen als
Eiıngangsvoraussetzung für ıne berutliche Lautbahn. Ersparnısse heraus. ber müfßte iıne konzeptionale Revı-

S10n UNSeTEC> Sozlialsystems über das Sparen hınaus nıchtMan annn ELW. 1n Anlehnung angelsächsısches Den-
ken Bildung aber auch sehen als Konsumgut, als Möglıch- In erster Linıe den Sınn haben, mehr Selbständigkeıt für

den einzelnen 1m Sınne eınes richtig verstandenen Subsı1-keıt, iıne umtassende Sıcht über dıe orgänge des Lebens
gewıinnen. So gesehen Ist dıe Frage, ob WIr uns Bıldung dıarıtätsprinzıps wıederzugewınnen? Heißt das Gebot der

Stunde NUur dıe (Grenzen des Machbaren beachten, oderheute nıcht auftgrund des erreichten Lebensstandards
fassender als trüher eısten können, durchaus bejahen. mussen WIr nıcht mehr noch über die Sınnhaftigkeıt des
Wır brauchen ZWAar Sökonomisch nıcht viele Abıturien- Machbaren nachdenken? Genügt nıcht ıne gesetzlıch SC-
ten un Studenten, WwWI1€e WIr gegenwärtig ausbilden. Es regelte Grundversorgung, über die hınaus dem einzelnen
könnte aber durchaus se1n, dafß auch für eıinen Verkäuter e selbst überlassen 1St; WwW1e Rısıken abdecken wiıll?
das Abitur iıne sinnvolle Ausbildungsmöglichkeıit 1St. Dıie Oberhauser: Ich bın da eın bißchen skeptisch. Mır scheıint
Folge wäre freiılıch, daß WIr Schülern un Studenten eın Sanz großer Vorteıl uUunNnserecs Leistungssystems darın
mehr, als WIr bısher haben, larmachen müssen, lıegen, daß einkommensbezogen ISt, da{fß der einzelne
da{fß S1e miıt ıhrer Ausbildung nıcht einen Freifahrtschein aUuUs$s seıner sozıalen Schicht 1im Normaltall nıcht heraustal-
für iıne entsprechende berufliche Posıtion un damıt len annn Dıieses Prinzıp würde ich sehr ungern aufgeben.auch tür eın entsprechendes Einkommen erhalten.

Sıe halten also VO  — der Beschränkung autf ine
FEınen VO MIr weıter oben ENANNLECN Punkt haben Grundversorgung nıchts?

WIr noch nıcht besprochen, die sehr stark gewordenen SO-
zıalbürokratıien, die den einzelnen unselbständıg machen, Oberhauser: Ich würde das für einen falschen VWeg halten.

eht ia  - davon auS, daß der einzelne 1m allgemeınen eınindem sıch dieser die bevormundende Abhängigkeıt
VO sozıalen Leistungsapparat gewöhnt. Gehörte nıcht Interesse daran hat, die Einkommensbezogenheıt für die

Wechseltälle seınes Lebens bewahren, lıegt ıhmeıner konzeptionellen Neukonstruktion oder Revısıon
des soz1ıalen Leistungssystems sowohl 1m Ver- auch daran, In einem staatlıchen Sozıialleistungssystem

leiben, weıl inflationäre Tendenzen durch diesiıcherungsbereıch WwW1e€e beı Staatszuwendungen, dem e1n-
zelnen be1 der Bewältigung auch VO Risiıken wıeder mehr Dynamısıerung sehr viel besser abgesichert 1St. als In einem

prıvaten System. Wır mussen uns aber natürlich sehr vielFreiheit lassen, ıh auch wieder mehr Freiheit
zwıingen? stärker als bisher Gedanken darüber machen, WI1e INa  —_

Mißbräuche un ine allzu große Inanspruchnahme von
Oberhauser: Generell 1STt dieser Aspekt selbstverständlich Sozialleistungen vermeıden annn

berücksichtigen. Auf der anderen Seıite mu I1an sıch HEK Bleibt die Notwendigkeıt eıner konzeptiönellen An-darüber 1mM klaren se1ın, dafß zumındest kurzfristig, aber derung der sozıalen Leistungssysteme über das Sparenauch langfristig daraus keıine allzu großen Ersparnısse
sultieren. Wır stehen hier ıIn einem Zieldilemma. Auf der hınaus nıcht auch In bezug auf die Mifßbrauchsmöglich-

keıten das eigentliche Problem, VOTr allem WEeNnNn e Ge-eınen Seıte neıgen WIr dazu, möglıchst perfekt eın Sıche-
rungssyStem gegenüber den sozıalen Rısıken autzubauen. setzesänderungen geht?
Wır sınd dabe!1 sehr weıt CESANSCH, indem WIr die bsı- Oberhauser: ast alle Anderungen VO Sozılalleistungen
cherung bıs relatıv hohen Einkommen vornehmen. bedürten eıner Gesetzesänderung. Denn INa  —; ann aum
Man könnte also ehesten die Eiınkommensgrenzen 1mM Rahmen der heutigen Gesetze sehr viel anders machen.
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Es gyınge eın wenıg bei der Arbeitsförderung, bei der Um- die 1m allgemeinen über eın überdurchschnittliches Eıin-
schulung USW., aber das sınd quantıtatıv fast schon nter- kommen verfügen, zusätzlich bevorzugt werden.
geordnete Bereiche Da wären aber vermutlıch doch recht unterschiedli-

Unter welchen Gesichtspunkten halten Sıe (Gesetzes- che Gesichtspunkte berücksichtigen. Wenn richtig seın
änderungen für besonders dringlich? soll, Was S1e SCN, eın Bıldungsgrad se1 eın Berechti-

gungsscheın ohl aber eın Kulturkonsumgut, dann I1StOberhauser: Neben der Verhinderung VO  — Mißbräu- künftig davon auszugehen, da{ß ZWAar viele ine lange Aus-chen müfßste VOT allem ıne gEWISSE Überversorgung abge-
baut werden. Ich denke dabe!i die Alterssicherung bıldung haben, aber der langen Ausbildung Sar nıcht

auf die VO ihnen Laufbahn kommen werden.der Angestellten un Arbeiter 1mM öftfentlichen Dıienst, dıe Wenn das kommt, wırd auch mıt den akademiıschendurch dıe Zusatzversorgung ın vielen Fällen eıner Vorteılen nıcht mehr weılt her se1ın. Anderseıts ware ANSC-Rente führt, die über 100 Prozent des etzten Nettoeın- sıchts der erhöhten Ausbildungszeiten der Wegfall VO  —kommens hinausreicht. Wenn INa  — tfür andere 6S für —

mutbar ansıeht, da{fß S1eE mıt 60 oder A0 Prozent des bıshe- Anrechnungszeıiten eın besonders scharter Einschnitt.
Sınd Sı1e dennoch dafür?rıgen Nettoeinkommens auskommen, dann lıegt 1er ein-

deutig eıne Überversorgung VOTL. Oberhauser: Es 1St natürlıch iıne rage, ob INa  — S1e völlıg
abschaffen soll Ich persönlıch würde allerdings dazu nel-
SCNH, denn iıch ann nıcht einsehen, derjenige, der

„Das volle Nettoeinkommen längere Jahre gearbeıtet un daraus entsprechende An-
entspricht nIC SsSere sprüche erworben hat, gegenüber demjenigen schlechter

gestellt wiırd, der weıtgehend auf Kosten der Gesellschaftsozialpolıtischen Zielsetzungen” seıne Ausbildung erhöhen konnte und 1mM Regelfall —_

Könnte InNnan hıer un ıIn anderen Bereichen nıcht mındest über eın höheres Einkommen verfügt. Wır haben
noch weıtergehen? Eın Leitartıikler der „Welt“” schrıeb VOT Ja bisher noch nıcht in einem wesentlichen Umfang eın

akademıiısches Proletarıat, für das zutrıifft, W as WIr vorhineinıgen Wochen: gleiches Einkommen be1 Nıchterwerbs-
urz diskutiert habentätigkeit un Erwerbstätigkeıit se1l unmoralıischInterviewi  511  Es ginge ein wenig bei der Arbeitsförderung, bei der Um-  die im allgemeinen über ein überdurchschnittliches Ein-  schulung usw., aber das sind quantitativ fast schon unter-  kommen verfügen, zusätzlich bevorzugt werden.  geordnete Bereiche.. .  HK: Da wären aber vermutlich doch recht unterschiedli-  HK: Unter welchen Gesichtspunkten halten Sie Gesetzes-  che Gesichtspunkte zu berücksichtigen. Wenn richtig sein  änderungen für besonders dringlich?  soll, was Sie sagen, ein Bildungsgrad sei kein Berechti-  gungsschein wohl aber ein Kulturkonsumgut, dann ist  Oberhauser: ... Neben der Verhinderung von Mißbräu-  künftig davon auszugehen, daß zwar viele eine lange Aus-  chen müßte vor allem eine gewisse Überversorgung abge-  baut werden. Ich denke dabei z. B. an die Alterssicherung  bildung haben, aber trotz der langen Ausbildung gar nicht  auf die von ihnen erwartete Laufbahn kommen werden.  der Angestellten und Arbeiter im öffentlichen Dienst, die  Wenn das so kommt, wird es auch mit den akademischen  durch die Zusatzversorgung in vielen Fällen zu einer  Vorteilen nicht mehr weit her sein. Anderseits wäre ange-  Rente führt, die über 100 Prozent des letzten Nettoein-  sichts der erhöhten Ausbildungszeiten der Wegfall von  kommens hinausreicht. Wenn man für andere es für zu-  mutbar ansieht, daß sie mit 60 oder 70 Prozent des bishe-  Anrechnungszeiten ein besonders scharfer Einschnitt.  Sind Sie dennoch dafür?  rigen Nettoeinkommens auskommen, dann liegt hier ein-  deutig eine Überversorgung vor.  Oberhauser: Es ist natürlich eine Frage, ob man sie völlig  abschaffen soll. Ich persönlich würde allerdings dazu nei-  gen, denn ich kann nicht einsehen, warum derjenige, der  „Das volle Nettoeinkommen  längere Jahre gearbeitet und daraus entsprechende An-  entspricht nicht unseren  sprüche erworben hat, gegenüber demjenigen schlechter  gestellt wird, der weitgehend auf Kosten der Gesellschaft  sozialpolitischen Zielsetzungen”  seine Ausbildung erhöhen konnte und im Regelfall zu-  HK: Könnte man hier und in anderen Bereichen nicht  mindest über ein höheres Einkommen verfügt. Wir haben  noch weitergehen? Ein Leitartikler der „Welt“ schrieb vor  ja bisher noch nicht in einem wesentlichen Umfang ein  akademisches Proletariat, für das zutrifft, was wir vorhin  einigen Wochen: gleiches Einkommen bei Nichterwerbs-  kurz diskutiert haben.  tätigkeit und Erwerbstätigkeit sei unmoralisch ...  Oberhauser: Ich würde nicht sagen moralisch oder unmo-  ralisch, sondern meinen, daß so etwas unseren sozialpoli-  „Im politischen Bereich mehr oder  tischen Zielsetzungen nicht entspricht. Wir wollen keine  weniger unzulängliche Kompromisse  Ansprüche auf ein hundertprozentiges bisheriges Net-  zu befürchten“”  toeinkommen, sondern wir müssen berücksichtigen, daß  ım Alter meist auch geringere Ausgaben anfallen, daß äl-  HK: Herr Professor Oberhauser, wir befinden uns insge-  tere Menschen im Regelfall nicht mehr für Kinder aufzu-  kommen haben. Wir müssen berücksichtigen, daß meist  samt in einer Phase verschärften Sparzwangs sowohl der  auch die Ausstattung der Wohnungen abgeschlossen oder  öffentlichen Haushalte wie der Solidarsysteme. Das kann  konzeptionelle Änderungen erleichtern. Besteht aber  ausreichend ist, so daß sich auch der Anschaffungsbedarf  reduziert, und daß es deshalb zumutbar erscheint, Sozial-  nicht auch die Gefahr, daß man gerade deshalb von der  Hand in den Mund spart und dabei längerfristige Per-  leistungen auf einen bestimmten Prozentsatz des bisheri-  gen Nettoeinkommens zu begrenzen. Außerdem gibt es  spektiven vernachlässigt? Die jetzt diskutierten bzw. be-  schlossenen Sparkonzepte erwecken ja durchaus diesen  noch eine Vielzahl von Einzelbestimmungen, die quanti-  Eindruck.  tatıv von Bedeutung sind...  HK: ... auch im Rentenbereich?  Oberhauser: Die Gefahr ist durchaus gegeben, daß man  sich nicht von Konzeptionen für die langfristige Gestal-  Oberhauser: Auch im Rentenbereich. Ich denke z.B. an  tung bei derartigen Sparerfordernissen leiten läßt, son-  die Knappschaftsrenten, die ja wesentlich höher sind als  dern punktuell ansetzt und dabei die eigentlichen Ziele  die allgemeinen Renten...  vergißt. Dafür gibt es eine Reihe von Beispielen. Auf der  HK-: Sie meinen deren Beschränkung auf die tatsächlich  anderen Seite aber würden oder könnten die Sparerfor-  dernisse eine Möglichkeit bieten, sich stärker Gedanken  unter Tage Arbeitenden...  darüber zu machen, was an Sozialleistungen nicht unbe-  Oberhauser: Ja. Oder man könnte sich beispielsweise auch  dingt erforderlich ist, was vielleicht auch im Zeitablauf  Gedanken darüber machen, ob in der heutigen Zeit die  aufgrund des gestiegenen Lebenstandards überholt ist.  Ausfallzeiten in der Rentenversicherung für die Ausbil-  Hier müßte man, glaube ich, und hier könnte man anset-  dungsjahre noch gerechtfertigt sind. Sie laufen nämlich  zen. Ich gestehe allerdings gerne zu, daß im politischen  darauf hinaus, daß diejenigen, die vom Staat relativ viel  Bereich doch ein mehr oder weniger unzulänglicher Kom-  Unterstützung für die Ausbildung bekommen haben und  promiß zu befürchten ist.Oberhauser: Ich würde nıcht moralısch oder unmoO-

ralısch, sondern meınen, da{fß unseren soz1alpolı- „Im polıtiıschen Bereich mehr der
tischen Zielsetzungen nıcht entspricht. Wır wollen keıne weniger unzulängliche KompromisseAnsprüche auf eın hundertprozentiges bisheriges Net- zu befurchte
toeınkommen, sondern WIr müssen berücksichtigen, da{f
1im Alter meıst auch geringere Ausgaben antallen, dafß äl-

Herr Proftfessor Oberhauser, WIr befinden uns insge-tere Menschen 1mM Regeltfall nıcht mehr für Kinder aufzu-
kommen haben Wır mussen berücksichtigen, dafß me1lst SAamt In einer Phase verschärften Sparzwangs sowohl der
auch die Ausstattung der Wohnungen abgeschlossen oder öffentlichen Haushalte WI1€e der Solıdarsysteme. Das annn

konzeptionelle Änderungen erleichtern. Bestehrt aberausreichend ISt; da sıch auch der Anschaffungsbedarf
reduzıert, un da{fß CS deshalb zumutbar erscheint, Sozı1al- nıcht auch die Gefahr, da{fß INa  Z gerade deshalb VO  = der

and ın den Mund un dabei längerfristige Der-leistungen auf einen estimmten Prozentsatz des bisheri-
SCH Nettoeinkommens begrenzen. Außerdem g1bt CS spektiven vernachlässigt? Dıie Jetzt diskutierten bzw be-

schlossenen Sparkonzepte erwecken Ja durchaus diesennoch eıne Vielzahl VO  Z Einzelbestimmungen, die quantı- Eindruck.tatıv Vvon Bedeutung sınd

auch 1m Rentenbereich? Oberhauser: Dıi1e Getahr IsSt durchaus gegeben, daß INan
sıch nıcht von Konzeptionen tür dıe langfristige Gestal-

Oberhauser: uch 1m Rentenbereich. Ich denke z.B tung be1 derartigen Sparerfordernissen leıten läßt, SON-
die Knappschaftsrenten, die Ja wesentlich höher sınd als dern punktuell ANSEeLZT un dabei die eigentlıchen Zıele
die allgemeıinen Renten verg1ßt. Dafür o1bt eıne Reihe VO  — Beıispielen. Auf der

Sıe meınen deren Beschränkung auf die tatsächlich anderen Seılte aber würden oder könnten die Sparerfor-
dernisse iıne Möglıichkeit bieten, sıch stärker GedankenTage Arbeitenden darüber machen, W as Sozıalleistungen nıcht unbe-

Oberhauser: Ja der INa  - könnte sıch beispielsweise auch dıngt ertorderlich ISt, W as vielleicht auch 1im Zeıtablauf
Gedanken darüber machen, ob in der heutigen eıt die aufgrund des gestiegenen Lebenstandards überholt 1St
Ausfallzeiten 1ın der Rentenversicherung für die Ausbil- Hıer müßte INan, gylaube iıch, un: hier könnte INan et-

dungsjahre noch gerechtfertigt sınd. Sıe lauten nämlıch zen. Ich gestehe allerdings N Z, da{fß 1m polıtıschen
darauf hinaus, da{fß dıejenıgen, die VO Staat relatıv viel Bereich doch eın mehr oder weniıger unzulänglıcher Kom-
Unterstützung für dıe Ausbildung bekommen haben un promifß befürchten 1STt.


